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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Warum beurteilt die Bundes regierung die Eu- 
ropatoumee der China-Oper der Republik 
China anders als Finnland, Schweden, Nor- 
wegen und Österreich, indem sie im Gegensatz 
zu diesen Staaten der China-Oper sowohl das 
Ein- als auch das Durchreisevisum verweigert 
hat? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 22. November 

Die Haltung der Bundesregierung im Hinblick auf eine Gastspiel- 
reise der „Chinesischen Oper" aus Taiwan in die Bundesrepublik 
Deutschland ist im Deutschen Bundestag wiederholt erörtert wor- 
den (vgl. Nachtrag zum Stenographischen Bericht über die 
165. Sitzung vom 18. April 1975 und Stenographischen Bericht 
über die 230. Sitzung vom 18. März 1976, S. 16038 ff.). Bereits 
früher ist darauf hingewiesen worden, daß alle Staaten der EG 
die gleiche Haltung eingenommen haben wie wir. Auch die 
Schweiz hat die Chinesische Oper aus Taiwan nicht einreisen 
lassen. 

Welche Kriterien Finnland, Schweden, Norwegen und Österreich 
der Beurteilung der Europa-Tournee der „Chinesischen Oper" 
aus Taiwan zugrunde gelegt haben, ist der Bundesregierung nicht 
bekannt. Für sie waren nur die außenpolitischen Belange der 
Bundesrepublik Deutschland maßgebend. 

Ihre Auffassung, daß die Bundesregierung dem Ensemble der 
„Chinesischen Oper" aus Taiwan auch Durchreisevisen verwei- 
gert hätte, beruht auf unzutreffenden Informationen. Der Ertei- 
lung von Durchreise Sichtvermerken von Salzburg nach Kufstein 
und zurück wurde vielmehr zugestimmt. Die Durchreisesichtver- 
merke wurden jedoch nicht in Anspruch genommen. 


2. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die iBundesregierung den in der 
Regierungs exp ertenkonferenz der UNESCO 
am 22. Dezember 1975 in Paris beschlossenen 
Entwurf einer „lErklärung über grundsätzliche 
Prinzipien in Bezug lauf idie Rolle der Maisisen- 
medien bei der Stärkung des Friedens und der 
internationalen Verstänidiguing sowie bei der 
Bekämpfung von Kriegspropaganda, Rassis- 
mus und Apartheid", der nach Auffassung 
nicht nur der Mitgliedstaaten der EG einen 
Eingriff in den freien internationalen Informa- 
tionsauistausch dar, stellt und der zu einer Ein- 
schränkung ider Meinungsfreiheit führen 
würde? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 7. Dezember 
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Die Bundesregierung hält den von einer Expertenkonferenz der 
UNESCO in Paris am 22. Dezember 1975 beschlossenen Entwurf 
einer „Erklärung über grundsätzliche Prinzipien in bezug auf die 
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Rolle der Massenmedien bei der Stärkung des Friedens und der 
internationalen Verständigung sowie bei der Bekämpfung von 
Kriegspropaganda, Rassismus und Apartheid" nach wie vor für 
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einen Eingriff in den freien internationalen Informationsaus- 
tausch darstellt und zu einer Einschränkung der Meinungsfreiheit 
führen würde. 

Im Hinblick auf die Bedeutung, welche die Bundesregierung ge- 
rade diesem Tagesordnungspunkt der im Oktober-November 
1976 in Nairobi abgehaltenen 19. Generalkonferenz der UNESCO 
beimaß, hat der Leiter der Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland, Staatssekretär Dr. Peter Hermes, in seiner Grund- 
satzrede vor dem Plenum der Konferenz am 28. Oktober 1976 
unsere Einstellung zu Meinungsfreiheit und Zensur wie folgt 
bekräftigt: 

„Die Förderung des freien Austausches von Ideen durch Wort 
und Bild ist eine der Aufgaben, die die UNESCO nach Artikel 1 
ihrer Verfassung hat. Nur solange diese Klausel auch unzwei- 
deutig in der Praxis angewendet wird, können wir in der 
UNESCO in der gleichen Weise wie bisher auf diesem Gebiet 
mitarbeiten." 


3. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt (die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, falls — wie befürchtet wird — die 
Mehrheit der Generalversammlung der UNES- 
CO, die vom 26. Oktober bis 30. November 
1976 in Nairobi tagt, dieser Erklärung zu- 
stimmt, und welche Hinweise gibt es dafür, 
daß es ider Bundesregierung gelingt, den vom 
Auswärtigen Amt erarbeiteten Gegenentwurf 
mit Hilfe welcher Staaten durchzusetzen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 7. Dezember 

Der von der 19. Generalkonferenz der UNESCO in Nairobi mit 
der Überarbeitung der Erklärung beauftragte Ausschuß konnte 
angesichts der dezidierten Haltung der westlichen Delegationen 
nicht zu dem angestrebten Konsens gelangen. Ohne formelle 
Abstimmung beschloß das Plenum daher am 29. November 1976, 
der Generaldirektor möge einen neuen Entwurf ausarbeiten 
lassen, der von „einem größtmöglichen Ausmaß an Zustimmung" 
getragen werde, oder, falls dies nicht erreichbar sei, andere 
Vorschläge unterbreiten. 

Die Entscheidung über die Angelegenheit ist damit auf die 
nächste Generalkonferenz (1978) vertagt worden. 


4. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Auswärtigen Amt Über- 
legungen angestellt werden, Mittel für die 
Aussiedlung Deutscher aus Südwestafrika be- 
reitzustellen, und warum ist — bejahenden- 
falls — (die Politik der Bundesregierung nicht 
vielmehr darauf geriditet, das Recht dieser 
Menschen auf den angestammten Wohnsitz zu 
wahren, wie es auch die Charta der Vereinten 
Nationen vor sieht? 
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Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 11. November 

Es trifft nicht zu, daß im Auswärtigen Amt solche Überlegungen 
angestellt werden. Vielmehr hat die Bundesregierung immer die 
Auffassung vertreten — und sie ist hierin auch von afrikanischer 
Seite bestärkt worden — , daß die Deutschen und Deutschstämmi- 
gen in Südwestafrika/Namibia auch nach der Unabhängigkeit des 
Territoriums einen wesentlichen Beitrag zur weiteren Entwick- 
lung Namibias werden leisten können. 


5. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß idie Verfolgung von Chrdsten 
in der Tsdiedioslowakei ein immer größeres 
Ausmaß annimmt, sogar Kündigungen des 
Arbeitsiverhältnissos wegen des Besuchs der 
Heiligen Messen erfolgen, wobei die kirch- 
lichen Oberen vielfach gezwungen werden, 
besonidere Maßnahmen >selbst anzu ordnen, und 
welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 
regierung für ihr Urteil über die Ergebnisse 
der Vereinbarungen von Helsinki, denen die 
tschecho^iowakische Kirchenpolitik eklatant 
widerspricht? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 22. November 

Die Problematik des Verhältnisses zwischen Kirche und Staat in 
den kommunistischen Ländern Osteuropas und insbesondere auch 
in der CSSR ist bekannt. Die Bundesregierung verfügt allerdings 
über keine Informationen, die auf eine generelle Verschlechte- 
rn' g der Lage der Kirchen in der CSSR schließen lassen. 

Die Bundesregierung wird ihre bisher eingenommene Haltung 
weiter vertreten und sich im Rahmen der ihr durch das Völker- 
recht gegebenen Möglichkeiten für die Wahrung und Durchset- 
zung der Menschenrechte in Europa einsetzen. Dabei mißt sie 
selbstverständlich auch der Schlußakte der KSZE die ihr gebüh- 
rende Bedeutung bei. Es darf aber nicht übersehen werden, daß 
der Schlußakte keine rechtsverbindliche Wirkung zukommt und 
daß sie der Bundesrepublik Deutschland auch keine rechtliche 
Grundlage gibt, mit deren Hilfe die Durchsetzung bestimmter 
Verhaltensnormen in bezug auf das Grundrecht der Religions- 
freiheit möglich wäre. 

Die Bundesregierung hat stets darauf hingewiesen, daß die Ziel- 
setzungen und Beschlüsse der Schlußakte von Helsinki nur durch 
fortlaufende Anstrengungen aller Beteiligten verwirklicht wer- 
den können und daß dies nur in einem längerfristigen Prozeß 
möglich sein wird. Das KSZE-Folgetreffen in Belgrad im nächsten 
Jahr wird Gelegenheit geben festzustellen, welche Fortschritte 
bisher erzielt worden sind. 


6. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 


(CDU/CSU) 


Trdfft es zu, 'daß in den von Syrien besetzten 
und kontrollierten Teilen des Libanon der 
Haschischanbau in der Praxis keinen Beschrän- 
kungen mehr unterliegt, und hat - — bejahen- 
denfalls — idie Bundesregierung auf (die syri- 
sche Regierung mit dem Ziel eingewirkt, ein 
Einschreiten gegen Haschischanbau und -han- 
del zu erreichen? 


4 
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Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 18. November 

Nach Kenntnis des Auswärtigen Amts unterlag der Anbau von 
Haschisch in dem von Ihnen bezeichneten Teil Libanons auch vor 
dem libanesischen Bürgerkrieg einer nur wenig wirksamen Kon- 
trolle. Es ist nicht ausgeschlossen, daß die Produktion von Ha- 
schisch in den Wirren des libanesischen Bürgerkriegs in dafür 
geeigneten Teilen des Landes noch zugenommen hat und eine 
Kontrolle damit weiter erschwert bzw. unmöglich gemacht wird. 
Ein anderes Land des Nahen Ostens soll wichtigstes Abnehmer- 
land sein. 

Der syrische Zoll fahndet, soweit ihm dies möglich ist, an den 
offiziellen Grenzübergängen nach Haschischschmugglern. Eine 
Reihe deutscher Staatsangehöriger befindet sich wegen Haschisch- 
einfuhr aus dem Lybanon in Syrien in Haft. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die syrische Regie- 
rung nicht für eine etwaige Ausweitung des Haschischanbaus im 
Libanon verantwortlich gemacht werden kann. 

Die Präsenz syrischer Truppen im Libanon ändert daran nichts. 
Überdies untersteht auch das syrische Kontingent der Arabischen 
Friedenstruppe dem libanesischen Staatspräsidenten. 


7. Abgeordneter 

Wohlrabe 

(CDU/CSU) 


Hat isich die Bundesregierung ein Urteil dar- 
über gebildet, ob die Sowjetunion — wie im 
Fall des in iden Iran geflüchteten Sowjetleut- 
nants Valentin Jassimow — Regierungen unter 
Druck setzt, imd wenn ja, zu welcher Beurtei- 
lung ist die Bundesregierung in dieser Hin- 
sicht gekommen? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 26. November 

Der Bundesregierung liegen zuverlässige Angaben über den von 
Ihnen erwähnten Auslieferungsfall nicht vor. Sie sieht sich nicht 
in der Lage, in der von Ihnen gewünschten Form zu den Bezie- 
hungen von Drittstaaten untereinander Stellung zu nehmen. 


8. Abgeordneter 

Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 
Auslieferung des Sowjetleutnants Valentin 
Jassimow durch den Iran ein Verstoß gegen 
die Menschenrechtskonvention ist, der im 
Raihmen der Gesamtverantwortung der Bun- 
desiregierung für die Menschenrechte Gegen- 
maßnahmen gebietet oder als angebracht er- 
scheinen läßt, und wenn ja, welche Maßnah- 
men wird die Bundesregierung ergreifen? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 26. November 

Der gemäß Artikel 28 des Paktes über bürgerliche und politische 
Rechte gebildete Ausschuß für Menschenrechte kann sich mit 
einer möglichen Verletzung nur befassen, wenn sich die betrof- 
fene Vertragspartei dem besonderen Verfahren gemäß Artikel 41 
des Paktes unterworfen hat. Dies ist bei dem Iran nicht der Fall. 
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9. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Zoglmann die Ausliesferung des aus der Sowjetunion ge- 

(CDU/CSU) flüchteten Piloten durch den Iran menschen- 

rechtswidrig ist, und was hat — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung, insbesondere im 
Hinblick auf die in den Vereinbarungen von 
Helsinki eingegangenen Verpflichtungen un- 
ternommen, um unter Hinweis auf die guten 
Beziehungen die Regierung des Iran von einer 
solchen menschenrechtswidrigen Entscheidung 
abzuhaiten? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 24. November 

Die Bundesregierung bedauert Verstöße gegen die Menschen- 
rechte, wo immer diese auch geschehen mögen. Zu der Ausliefe- 
rung des sowjetischen Piloten aus dem Iran in die Sowjetunion 
kann sie jedoch keine Stellung nehmen, da ihr zuverlässige 
Angaben über diesen Fall nicht vorliegen. Die Bundesregierung 
kann auch keinen Zusammenhang erkennen zwischen diesem 
Fall und den Beschlüssen der Schlußakte von Helsinki. Der Iran 
gehört nicht zu den Unterzeichnerstaaten der Schlußakte. 


10. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung willens, die Bestim- 
mungen des internationalen Pakts vom 19. De- 
zember 1966 Über bürgerliche und politische 
Rechte, der am 23. März 1976 im Verhältnis 
u. a. zu der DDR, Bulgarien, Jugoslawien, Ru- 
mänien, der Tschechoslowakei, Ungarn und 
der UdSSR in Kraft getreten ist, in ihren 
Beziehungen zu den genannten Staaten in vol- 
lem Umfang und ohne Hinweis lauf politische 
Opportunität zur Anwendung zu bringen? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 15. November 

Die Bundesregierung ist selbstverständlich willens, die Bestim- 
mungen des internationalen Paktes vom 19. Dezember 1966 über 
bürgerliche und politische Rechte in vollem Umfang zur Anwen- 
dung zu bringen. Allerdings haben sich die von Ihnen genannten 
Staaten im Gegensatz zur Bundesrepublik Deutschland dem Ver- 
fahren gemäß Artikel 41 des Paktes nicht unterworfen, so daß 
die Bundesregierung Vertragsverletzungen durch diese Staaten 
nicht in der vom Pakt vorgesehenen Form rügen kann. 


11. Abgeordneter 
Gierenstein 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß seit über zwei Jahren keine 
völkerrechtlichen Verträge mehr zwischen der 
Bundeisrepublik Deutschland und (der Republik 
Österreich 'abgeschlossen worden sind, weil 
die Sowjetunion eine Änderung der bisher 
gebrauchten und von den drei Schutzmächten 
gebilligten Berlin-Klausel verlangt, und wie 
ist dies — bejahendenfalls — damit zu verein- 
baren, daß die Bundesregierung die Beziehun- 
gen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich stets als problem- 
los hin stellte? 


ü 
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Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 16. November 


Es trifft zu, daß zur Zeit mit Österreich über eine Reihe von 
Verträgen Verhandlungen geführt werden. Es ist hier bekannt 
geworden, daß die Sowjetunion bei der österreichischen Regie- 
rung gegen die Verwendung der Standard-Berlin-Klausel in 
deutsch-österreichischen Verträgen Bedenken geltend macht. 
Hierüber und über eine ganze Reihe von noch offenstehenden 
Sachfragen ist die Bundesregierung mit der österreichischen 
Seite im Gespräch. 

Die österreichische Regierung bringt unseren Gesichtspunkten 
Verständnis entgegen. Die Bundesregierung hatte aber bisher 
keinen Anlaß, die deutsch-österreichischen Beziehungen als pro- 
blembelastet darzustellen. 


12. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt es sich die Bundesregierung, daß 
die Bearbeitung von Ausreiseinterventionen 
durch idie Botschaft der Bundesrepublik 
Deuts cbiland iin Warschau trotz einer amtlicher- 
seits zugesagten beschleunigten Prozedur viele 
Monate in Anspruch nimmt, ehe die Betroffe- 
nen eine Antwort erhalten, und welche Maß- 
nahmen personeller Art gedenkt die Bundes- 
regierung zu ergreifen, um den Menschen so 
schnell wie möglich zumindest die Nachricht 
zukommen zu lassen, daß ihr Fall bearbeitet 
wird? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 15. November 


Es trifft nicht zu, daß die Bearbeitung von Interventionsanträgen 
durch die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Warschau 
viele Monate in Anspruch nimmt, ehe die Betroffenen eine Ant- 
wort erhalten. 

Um den Arbeitsanfall auf diesem Sektor zu bewältigen, hat das 
Auswärtige Amt die für eine zügige Aufbereitung der Inter- 
ventionsfälle erforderlichen organisatorischen Vorkehrungen ge- 
troffen und die sich damit befassende Arbeitseinheit der Botschaft 
Warschau personell verstärkt. 

Zwischen dem Eingang der Interventionsanträge in der Botschaft 
und der Intervention im polnischen Außenministerium verstrei- 
chen in der Regel zwei bis höchstens vier Wochen. 

Die Antragsteller erhalten innerhalb von zwei Wochen eine Ant- 
wort, in der sie über die Art der Bearbeitung unterrichtet werden. 
Auf Grund eines vorübergehenden personellen Engpasses an der 
Botschaft in Warschau, hat sich die Bearbeitung in einigen weni- 
gen Fällen während des Sommers verzögert. Dieser Engpaß ist 
inzwischen wieder behoben. Unabhängig davon ist jedoch auch 
in diesen Fällen im polnischen Außenministerium interveniert 
worden. 
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13. Abgeordneter Trifft es zu, daß ider Staatsminister im Aus- 

Dr. Warnke wärtigen Amt, Wisdinewski, einem „Irrtum" 

(CDU/CSU) zum Opfer gefallen (Die Welt, 23. Oktober 

1976) ist, als er auf meine parlamentarische 
Anfrage im Gegensatz zu den früheren Ein- 
lassungen der Biindesregiemng erklärte, zwi- 
schen der Bundesregiemnig und der Ostber- 
liner Regierung sei über die konkrete Über- 
setzung des Berlin- Abkommens der Vier- 
Mächte dn dem wichtigen Punkt \der „Bindun- 
gen" von Berlin (West) an den Bund keine 
Einigung erzielt worden, und wie ist belahen- 
denfalls die Entstehung eines solchen „Irrtums" 
ziu erklären? 


14, Abgeordneter Wie lautet nunmehr die richtige, irrtumsfreie, 
Dr. Warnke Antwort auf meine, das Vorhandensein und 

(CDU/CSU) die Beweisbarkeit einer vollständigen einver- 

nehmlichen deutschen Übersetzung ides Berlin- 
Abkommens betreffenden Frage, und warum 
hat die Bundesregierung nicht alsbald, nach- 
dem ihr der „Irrtum" bekannt wurde, diesen 
dem Fragesteller gegenüber /aufgeklärt? 


15. Abgeordneter Ist idie Bimdesregierung bereit, die unterzeich- 
Dr. Warnke nete Vereinlbarung über die gemeinsame deut- 

(CDU/CSU) sehe Übersetzung des Berlin-Abkommens vor- 

zulegen? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 3. Dezember 

In der Schlußphase der Vier-Mächte- Verhandlungen sprach die 
Bundesregierung gegenüber den Drei Westmächten den dringen- 
den Wunsch aus, neben den allein authentischen und reditsver- 
bindlichen Fassungen des Vier-Mächte- Abkommens in englischer, 
französischer und russischer Sprache eine zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der DDR abgestimmte deutsche Über- 
setzung hersteilen zu lassen, damit beide deutschen Seiten bei 
ihren anschließenden Verhandlungen über Durchführungsverein- 
barungen zum Vier-Mächte-Abkommen von einem übereinstim- 
menden deutschen Text würden ausgehen können. Nach entspre- 
chenden Kontakten der Botschafter der Vier Mächte kam es am 
1. September 1971 zu einem Telegrammwechsel zwischen der 
Bundesregierung und der Regierung der DDR. Hierin bezog sich 
die Bundesregierung auf eine Bitte der Drei Westmächte, sich 
mit der DDR über eine deutsche Übersetzung des Vier-Mächte- 
Abkommens abzustimmen; die Regierung der DDR lud daraufhin 
Vertreter der Bundesregierung zu entsprechenden Gesprächen 
nach Ost-Berlin ein. Die Gespräche begannen noch am selben Tag. 

Mit Ausnahme von vier vereinbarten Abweichungen in den 
beiden Fassungen des deutschen Textes (Bundesrepublik Deutsch- 
land: Vier-Mächte-Abkommen; Vereinigtes Königreich Groß- 
britannien und Nordirland; Personen mit ständigem Wohnsitz in 
den Westsektoren Berlins; alphabetische Reihenfolge in der Auf- 
zählung der vier Signatarmächte. DDR: Vierseitiges Abkommen; 
Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland; 
ständige Einwohner der Westsektoren Berlins; Aufzählung der 
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Vier Mächte beginnend mit der UdSSR) einigten sich die beiden 
deutschen Delegationen am Vormittag des 3. September 1971 auf 
eine übereinstimmende deutsche Übersetzung. Die Delegationen, 
die aus Vertretern der politischen Abteilungen, der Rechtsabtei- 
lungen und der Sprachendienste beider Außenministerien be- 
standen, lasen die jeweiligen deutschen Texte gegen und stellten 
die Übereinstimmung fest. Die Texte wurden im Protokoll jeder 
der beiden Seiten festgehalten. Es handelte sich nicht um einen 
rechtsverbindlichen gemeinsamen Text, sondern nur um eine 
zwischen beiden Seiten abgestimmte Übersetzung; um mehr als 
abgestimmte deutsche Textfassungen hatten die Vier Mächte die 
deutschen Seiten auch nicht ersucht. Die Übersetzung konnte 
nämlich neben den zu unterzeichnenden englischen, französischen 
und russischen Texten keine eigene authentische Rechtsverbind- 
lichkeit haben. Das Vier-Mächte-Abkommen legt in seinen 
Schlußbestimmungen (Teil III) ausdrücklich fest, daß der engli- 
sche, französische und russische Wortlaut gleichermaßen ver- 
bindlich ist. Die Botschafter der Vier Mächte nahmen die deut- 
sche Übersetzung daher auch nicht formell zur Kenntnis. Es war 
unter allen Beteiligten klar, daß bei Auslegungsschwierigkeiten 
nur die drei authentischen Sprachfassungen, nicht jedoch die 
deutsche Übersetzung würde herangezogen werden können. 

Nach Unterzeichnung des Vier-Mächte-Abkommens am 3. Sep- 
tember 1971 verbreitete ADN überraschend einen deutschen Text, 
der in zwei Punkten von dem abgestimmten Text ab wich. ADN 
sprach von „Verbindungen'' statt — wie in der gemeinsamen 
Textabstimmung vorgesehen — von „Bindungen" ; sie sprach 
ferner von „kein Bestandteil der Bundesrepublik Deutschland" 
statt — wie in der gemeinsamen Textabstimmung vorgesehen — 
von „kein Bestandteil (konstitutiver Teil) der Bundesrepublik 
Deutschland". 

Die Bundesregierung drängte daraufhin unverzüglich in zahlrei- 
chen Kontakten mit der DDR, den Drei Mächten und der UdSSR 
darauf, daß die Abweichungen von der abgestimmten Überset- 
zung ausgeräumt werden. Deshalb ließ sie die Aufnahme der von 
der Bundesrepublik Deutschland und der DDR zu führenden Ver- 
handlungen über deutsche Durchführungsvereinbarungen zum 
Vier-Mächte-Abkommen zunächst in der Schwebe. 

Am 9. September 1971 erklärte der Leiter des Bundespresse- und 
Informationsamts, Staatssekretär Ahlers, der Presse folgendes: 
„Die Bundesregierung- und die Regierung der DDR haben das 
Zustandekommen des Vier-Mächte-Abkommens begrüßt und ihre 
Bereitschaft erklärt, daraufhin zügig die Verhandlungen auf 
deutscher Ebene aufzunehmen. Die Bundesregierung ist bei ihrem 
Beschluß auch von der Tatsache ausgegangen, daß am Vormittag 
des 3. September 1971 eine Absprache über einen deutschen Text 
des Vier-Mächte-Abkommens erzielt worden ist. Bei der Ver- 
öffentlichung durch ADN war festzustellen, daß davon in weni- 
gen, aber wichtigen Punkten abgewichen wurde. Zur Begründung 
wurde angegeben, daß die Bundesregierung die Vertraulichkeit 
der Textabstimmung nicht gewahrt habe, da der noch unvoll- 
ständige deutsche Text verbreitet worden sei. Dies kann kein 
Anlaß sein, die getroffene Absprache in Frage zu stellen. Die 
Bundesregierung hält es für richtig, die notwendigen Verhand- 
lungen beiderseits auf der Grundlage dieser Absprache zu 
führen." 

Am 1. Oktober 1971 einigten sich die Staatssekretäre Bahr und 
Kohl darauf, Verhandlungen über ein Abkommen über den Tran- 
sitverkehr zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Berlin 
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(West) sowie über einen Verkehrs vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik aufzunehmen. In dem Bericht über diese Begegnung mit 
Staatssekretär Kohl am 1. Oktober 1971 erklärte Staatssekretär 
Bahr vor der Presse, die Einigung über die Aufnahme der Ver- 
handlungen sei u. a. möglich geworden, weil die DDR-Delegation 
nicht mehr in Zweifel gezogen habe, daß es am Vormittag des 
3. September 1971 zu einem gemeinsamen Ergebnis bei den Be- 
mühungen um einen deutschen Text des Vier-Mächte- Abkom- 
mens gekommen sei, wobei ebenfalls kein Zweifel bestehe, daß 
nur die in englischer, französischer und russischer Sprache abge- 
faßten Texte verbindlich seien. 

Die Bundesregierung hat in der Folgezeit darauf geachtet, daß 
sie bei Verhandlungen und Abmachungen mit der DDR nicht auf 
deren Version der deutschen Übersetzung festgelegt wurde. Daß 
die DDR in den beiden vorgenannten Punkten vom abgestimmten 
Text ab weicht, bleibt bedauerlich, weil es gegen eine Absprache 
verstößt. Dieses Verhalten kann jedoch in der Sache nicht rele- 
vant sein, da die letztlich entscheidenden Ausgangspunkte die 
allein authentischen Texte sind, die von den Signatarstaaten des 
Vier-Mächte- Abkommens unterzeichnet worden sind. 


Geschäftsbereicii des Bundesministers des Innern 


16. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung daran, der Bürger- 
Würtz initiative Lichtenmoor sowie dem Weltbund 

(SPD) zum Schutz des Lebens — Aktion Atommüll- 

deponie in Lichtenhorst — eine freiwillige Un- 
terstüt3zung zur Erstellung von wissenschaft- 
lichen Gutachten zur Verfügung zu stellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 8. Dezember 

Für das atomrechtliche Entsorgungszentrum, für das ein konkre- 
ter Standort von den zuständigen Stellen des Landes Nieder- 
sachsen noch nicht abschließend vorgeschlagen ist, sind zwei 
atomrechtliche förmliche Verwaltungs verfahren durchzuführen, 
und zwar 

• — ein atomrechtliches Genehmigungsverfahren für die Wieder- 
aufarbeitungsanlage und die weiteren damit in Zusammen- 
hang stehenden Anlagen, die von der Wirtschaft getragen 
werden (in gleicher Weise wie für Kernkraftwerke), 

— ein Planfeststellungsverfahren für das vom Bund zu verwal- 
tende Abfallendlager. 

In beiden Verfahren, die vom betroffenen Bundesland im Wege 
der Bundesauftragsverwaltung durchgeführt werden, findet eine 
Bürgerbeteiligung statt (Auslegung der Antragsunterlagen zur 
Einsicht, Möglichkeit von Einwendungen, Erörterungstermin mit 
Einwendern). 

Ferner werden zur Prüfung der gesetzlichen Schutzanforderungen 
Gutachten unabhängiger Sachverständiger als Entscheidungs- 
grundlage eingeholt. 
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Die zuständigen Landesbehörden erfüllen ihren Prüfungsauftrag 
dabei objektiv und neutral in alleiniger Bindung an die gesetz- 
lichen Vorschriften und in Verpflichtung für das Wohl der Allge- 
meinheit. Diese Grundsätze für die Wahrnehmung behördlicher 
Aufgaben sind insbesondere in Artikel 20 des Grundgesetzes 
(Gesetzmäßigkeit der Verwaltung) sowie in mehreren Vorschrif- 
ten des Verwaltungsverfahrensgesetzes (siehe inbesondere §§ 24, 
26, 69) verankert. 

Diese Bindung an das Gesetz und an das Wohl der Allgemein- 
heit gilt auch für mein Ministerium, das nach Artikel 85 des 
Grundgesetzes die Bundesaufsicht (Prüfung der Rechtmäßigkeit 
und Zweckmäßigkeit des Handelns der Länder) über diese Ver- 
fahren ausübt, ferner für die mich hierbei beratenden unabhän- 
gigen Gremien (insbesondere Reaktorsicherheitskommissionen, 
Strahlenschutzkommission) . 

Ich darf wohl Ihr Verständnis dafür annehmen, daß im Hinblick 
auf die Bürgerbeteiligung in den förmlichen Verwaltungsverfah- 
ren und die intensive objektive und neutrale behördliche und 
gutachterliche Sicherheitsprüfung eine darüber hinausgehende 
Möglichkeit einer finanziellen Unterstützung von Bürgerinitia- 
tiven, um ihnen die Einholung von Gutachten zu ermöglichen, 
nicht gegeben ist. 


17. Abgeordneter Hat die Bundes regierung auf die Forderung 
Würtz des Weltbunds zum Schutze des Lebens nach 

(SPD) einem Moratorium in der Öffentlichkeit rea- 

giert, bzw. wann gedenkt sie zu reagieTen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 13. Dezember 

Forderungen nach einem Moratorium für einen weiteren Ausbau 
der Kernenergie werden gelegentlich von Einzelpersonen und 
Vereinigungen gestellt. Die Forderung des Weltbundes zum 
Schutze des Lebens stellt somit keinen Sonderfall dar. Vielmehr 
ist bekannt, daß der Weltbund seit vielen Jahren gegen die 
Nutzung der Kernenergie argumentiert. 

Die Bundesregierung prüft Argumente gegen die Kernenergie, 
Forderungen nach einem Moratorium und die hierzu jeweils an- 
geführten Begründungen sorgfältig. Bereits in ihrer Antwort vom 
16. Juli 1975 auf die Große Anfrage der Koalitionsfraktionen des 
Deutschen Bundestages (Ducksache 7/3871) hat die Bundesregie- 
rung ausgeführt, daß insbesondere die wichtigen sicherheitstech- 
nischen und ökologischen Probleme der Kernenergie soweit ge- 
klärt sind, daß eine Nutzung dieser Energieform für die Bundes- 
republik Deutschland notwendig und mit dem Schutz der Bevöl- 
kerung vor Gefahren vereinbar ist. 

Die Bundesregierung hat wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß 
sie dem Schutz des Menschen vor möglichen Gefahren der Kern- 
energienutzung den Vorrang einräumt. Die erfolgte Novellierung 
des Atomgesetzes sowie die neue Strahlenschutzverordnung 
bringen dies deutlich zum Ausdruck. Beispielhaft läßt sich diese 
sicherheitsbewußte Politik der Bundesregierung auch an ihrer 
Haltung zur Entsorgung der Kernenergie erläutern. In einer 
Beratung des Bunde skabinetts im Juni 1976 wurde deutlich ge- 
macht, daß die Bundesregierung gewillt und entschlossen ist, 
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einen aus energiepolitischen Gründen für unerläßlich gehaltenen 
weiteren Ausbau der Kernenergie nur in dem Maße zuzulassen, 
in dem die Entsorgung der Kernkraftwerke durch die Betreiber 
dieser Anlagen und somit auf der Grundlage des Verursacher- 
prinzips sichergestellt werden kann. Die Bundesregierung hat in 
diesem Zusammenhang klar zum Ausdruck gebracht, daß sie die 
Errichtung neuer Kernkraftwerke durch die Energiewirtschaft nur 
soweit zulassen wird, wie die Wirtschaft den an sie gestellten 
Forderungen bezüglich einer sicheren und rechtzeitigen Behand- 
lung und Lagerung radioaktiver Abfälle nachkommt. Auch für die 
bereits in Betrieb befindlichen oder kurz vor der Errichtung 
stehenden bereits genehmigten Anlagen muß in angemessener 
Zeit der Nachweis für eine gesicherte Entsorgung erbracht wer- 
den. Dies ist im übrigen ein Beispiel für die Sicherheitspolitik, 
die davon ausgeht, daß die Genehmigung des Baus und Betriebs 
kerntechnischer Einrichtungen nur in dem Umfang erfolgt, in dem 
auch die Bewältigung der mittel- und langfristig möglichen Ge- 
fahren einer wirtschaftlichen Ausnutzung der Kernenergie schon 
zum Zeitpunkt ihrer Genehmigung mit hinreichender Gewißheit 
als beherrschbar angesehen werden können. Dieses sicherheits- 
politische Konzept ist gleichzeitig, wie ich meine, die politisch 
konsequente und verantwortbare Entgegnung auf die Forderung 
nach einem Moratorium. 


18. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Isit (die B'Uindesreglemnjg ider Auffassung, daß 
das (derzeitige System der Deckungsvorsorge 
für Haftpflichtrisiiken der Biet reib er von Kern- 
reaktoren und der damit verbundenen Frei- 
stellungsverpflichtung ider Bundes re gierung 
auch diejenigen Auswirkungen von Vorfällen 
berücksichtigt, die von Fachleuten als Trans - 
GAU (GAU = größter annehmbarer Unfall) 
oder lals SuperGAU bezeichnet werden, und 
— wenn ja — wie beurteilt sie die versiche- 
rungstechniscbe Berechtigung dieser Auswir- 
kungen unter versicherungspolitischen Ge- 
sichtspunkten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 6. Dezember 


Nach Auffassung der Bundesregierung ist das derzeitige Haf- 
tungs- und Deckungsvorsorgesystem für den Betrieb von kern- 
technischen Anlagen in Höhe von einer Milliarde Deutscher Mark 
erforderlich und hinreichend, um einen ausreichenden finanziellen 
Schutz vor Gefahren durch diese Anlagen gerade auch für die 
Fälle sicherzustellen, daß entgegen allen Erwartungen die Sicher- 
heitsvorkehrungen ihre Funktionen nicht erfüllen oder eines der- 
jenigen sonstigen höchst unwahrscheinlichen Schadensereignisse 
eintritt, die den nicht ausschließbaren sogenannten Restrisiken 
zuzuordnen sind. Da auch in diesen Fällen die Umgebungsschäden 
auf die mit dem Betrieb der entsprechenden Anlagen verbunde- 
nen nuklearspezifischen Gefahren zurückzuführen sind, hat nach 
Auffassung der Bundesregierung entsprechend dem Verursacher- 
prinzip grundsätzlich der Betreiber der Anlage diese Risiken zu 
tragen und zu versichern. 
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Den versicherungswirtsdiaftlidien Schwierigkeiten, die erforder- 
lichen hohen Summen zu versichern, wird dadurch Rechnung ge- 
tragen, daß nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 des Atomgesetzes die erforder- 
liche Deckungsvorsorge in einem angemessenen Verhältnis zur 
Gefährlichkeit der Anlage zu stehen hat und im Regelfall nicht 
hinter dem Höchstmaß des Versicherungsschutzes Zurückbleiben 
soll, der zu zumutbaren Bedingungen auf dem Versichorungs- 
markt erhältlich ist. Jedoch darf ein Betrag von 500 Millionen DM 
nicht überschritten werden. Daher wird der Inhaber einer Kern- 
anlage gemeinsam durch den Bund und das Land, in dem die 
Anlage gelegen ist, bis zum gesetzlichen Haftungshöchstbetrag 
von einer Milliarde DM von Schadensersatzansprüchen freige- 
stellt, die aus seiner Deckungsvorsorge nicht erfüllt werden 
können (§§ 34, 36 des Atomgesetzes). Im Hinblick auf die Un- 
wahrscheinlichkeit großer Schäden — moderne Kernkraftwerke 
unterliegen einem hohen Sicherheitsstandard ■ — ist die Bundes- 
regierung im übrigen der Auffassung, daß entsprechend der von 
der Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates in diesem 
Jahr beschlossenen neuen atomrechtlichen Deckungsvorsorgever- 
ordnung die dort genannten Deckungssummen zu zumutbaren 
Bedingungen auf dem Versicherungsmarkt erhältlich sind. Die 
Bereitwilligkeit der Kernenergiewirtschaft und des Versiche- 
rungsmarktes, die mit dem Betrieb kerntechnischer Anlagen ver- 
bundenen — wenn auch höchst unwahrscheinlichen — Dritt- 
schadensrisiken in ausreichender Höhe vorsorglich zu versichern, 
wertet die Bundesregierung als einen Beweis für das Vertrauen 
der Versicherungswirtschaft in die Zuverlässigkeit kerntechni- 
scher Anlagen. 


19. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffasisung, daß 
die Unterschiede zwischen den Gefahrenpoten- 
tiialen, die den Kernreaktoren der ersten und 
der zweiten Generation innewohnen, erheblich 
sind, und — wenn ja — , kann das derzeit 
übliche Verfahren einer Fr eis teil ungs Verpflich- 
tung der Bundesregierung sowie einer Regel- 
decfc ungs Vorsorge der Betreiber von Kemreak- 
toiren gleicher Leistung unterschiedslos auf die 
verschiedenen Reaktorsysteme der ersten und 
der zweiten Generation angewandt werden, 
oder muß hier nicht ein versicherongsnotori- 
scher, marktkonformer Mechanismus einge- 
führt werden, der den verscbieden hohen Ge- 
fahrenpotentialen durch finanzielle Belastung 
oder Entlastung gerecht wird (z. B. in Form 
einer zuzüglichen Freistellungsverpflichtung, 
die von diesem Marktmechanismus abhängig 
ist)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 6. Dezember 

Nach der neuen atomrechtlichen Deckungsvorsorgeverordnung 
werden die Regeldeckungssummen für Rea|ctoren in einem glei- 
tenden System abhängig von der thermischen Höchstleistung der 
Reaktoren ermittelt. Die Gleichbehandlung der älteren Reaktoren 
der ersten Generation mit den heutigen modernen wesentlich 
leistungsstärkeren Anlagen ist durch die gleichzeitig mit der Lei- 
stungserhöhung parallel laufenden Verbesserungen des Sicher- 
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heitsstandes und der Technik der Spaltproduktrückhaltung ge- 
rechtfertigt, wie es die Bundesregierung bereits in ihrer Begrün- 
dung zur neuen Atomrechtlichen Deckungsvorsorge ausgeführt 
hat (Bundesrats-Drucksache 525/76 Seite 18). 

Im übrigen können die Regeldeckungssummen nach § 16 der 
neuen Atomrechtlichen Deckungs Vorsorge- Verordnung bis auf 
das Zweifache erhöht oder bis auf ein Drittel ermäßigt werden, 
wenn die Regeldeckungssumme nach den Umständen des Einzel- 
falls nicht angemessen ist. Daher ist das Zusammenspiel zwischen 
den generalisierenden Regeldeckungssummen und den Erhö- 
hungs- und Ermäßigungsmöglichkeiten im Einzelfall so elastisch, 
daß unterschiedliche Gefährdungspotentiale von Reaktoren bei 
der Festsetzung der vom Inhaber der Kernanlage zu erbringenden 
Deckungsvorsorge berücksichtigt werden können. Die Festset- 
zung einer geringeren Deckungssumme als die für den Regelfall 
vorgesehene hat dabei automatisch zur Folge, daß sich die staat- 
liche Freistellungsverpflichtung des Atomgesetzes um den ent- 
sprechenden Differenzbetrag zur gesetzlichen Haftungshöchst- 
grenze von einer Milliarde DM erhöht. 


20. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bunidesregierunig 'der Auffassung, daß 
die (derzäit laufende Planung und nachfolgende 
Errichtung eines HTR-K 600 als Nachfolger des 
THTR 300 ohne Hemmnisse beschleunigt wer- 
den kann, und — wenn nein — kann sie dem 
Deutschen Bundestag eine vollständige Auf- 
zählung vergangener, gegenwärtiger und er- 
kennbarer künftiger Hemmnisse sowie einen 
Katalog von Maßnahmen vortragen, die zur 
Beseitigung dieser Hemmnisse geeignet sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 6. Dezember 

Die Bundesregierung bemüht sich z. Z. um eine Neuorientierung 
der Hochtempera turreaktor(HTR-) Entwicklung, die der veränder- 
ten internationalen Situation auf diesem Gebiet Rechnung trägt. 
Hierbei wird eine Konzentration der HTR-Entwicklungsprogram- 
me auf nur ein technisches Reaktor-Grundkonzept angestrebt, das 
hinsichtlich der Anwendung für Stromerzeugung oder Prozeß- 
wärme flexibel ist und mit möglichst geringem Zusatzaufwand an 
die eine oder andere Anwendungsform angepaßt werden kann. 
In diesem Sinne sind im Frühjahr 1976 Untersuchungen zu einem 
stromerzeugenden HTR-Kraftwerk großer Leistung (HTR-K) auf- 
genommen worden, dessen technische Konzeption auf dem Ver- 
suchskraftwerk AVR und dem zur Zeit in Bau befindlichen Proto- 
typ THTR-30 C aufbaut. Diese Arbeiten gehen zügig voran und 
sollen zunächst Mitte 1977 auf der Basis detaillierter Konzept- 
entwürfe eine technische Entscheidung über die Weiterverfol- 
gung dieses Konzeptes ermöglichen. 

Insgesamt ist festzustellen, daß die Arbeiten zur Neuorientie- 
rung der HTR-Entwicklung erfolgversprechend angelaufen sind. 
Nach dem derzeitigen Stand von Wissenschaft und Technik 
scheint der Hochtemperaturreaktor gewisse günstige inhärente 
Sicherheitseigenschaften aufzuweisen, die die Weiterentwicklung 
und den beschleunigten kommerziellen Einsatz dieser Baulinie 
gerade in der dichtbesiedelten Bundesrepublik Deutschland sinn- 
voll erscheinen lassen. 
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21. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSUj 


Wie beurteilt die Bundesregierung insgesamt 
das Problem ider Versicheribarkeit von Kern- 
kraftwerken und iseine künftige Meisterung 
unter energie- und umweltschutzpoli tischen 
G es ichtspunfcten ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 6. Dezember 

Wie bereits zur Frage 18 angeführt, ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß Kernkraftwerke im Rahmen des gesetzlichen 
Deckungshöchstbetrags von 500 Millionen DM durch geeignete 
Versicherungsmodelle versicherbar sind. Sie begrüßt insbeson- 
dere die Initiative der Kernkraftwerksbetreiber, durch Gründung 
einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts zusammen mit der Ver- 
sicherungswirtschaft auch den z. Z. auf dem deutschen Versiche- 
rungsmarkt nicht versicherbaren Betrag von 200 Millionen DM 
bis 500 Millionen DM abzudecken, der von der Versicherungs- 
wirtschaft nach außen hin zwar voll getragen, aber von den be- 
teiligten Kernkraftwerksbetreibern in Form einer Nachschußprä- 
mie letztlich im Schadensfall aufgebracht werden muß. 

Die interne Beteiligung der Kernkraftwerksbetreiber an den Risi- 
ken über 200 Millionen DM entspricht dem Prinzip einer Selbst- 
versicherung auf Gegenseitigkeitsbasis. Diese Lösung berücksich- 
tigt den besonderen Charakter der abzudeckenden Risiken und 
zugleich das aus umweltschutzpolitischen Gründen zu wahrende 
Verursacherprinzip, weil sie den Betreibern von Kernkraft- 
werken eine hohe Verantwortung auferlegt, die die Betreiber 
auf Grund des hohen Sicherheitsniveaus moderner Kernkraft- 
werke und der geringen Wahrscheinlichkeit von Schäden dieser 
Größenordnung zu tragen bereit sind. 

Die Bundesregierung ist daher der Auffassung, daß die Fragen 
der Versicherbarkeit von Kernkraftwerken durch ein verständ- 
nisvolles Zusammenwirken der beteiligten Kreise auch zukünftig 
gemeistert werden können. 


22. Abgeordneter 

Dr. Schwörer 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in Fragen der 
Aussiiedlung aus Ostblockstaaten die Über- 
setzung von wichtigen Dokumenten für Bür- 
ger, die jetzt ihren Wohnsitz in der Bundes- 
republik Deutschland haben, zu übernehmen, 
und könnte die Bundesregierung in den ein- 
schlägigen Presseorganen bekanntgeben, wo 
eine solche Stelle für eine bestimmte Landes- 
sprache eingerichtet ist? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 22. November 

Die Frage der Übersetzung von Urkunden, die die Aussiedler in 
der Bundesrepublik Deutschland benötigen, wird zur Zeit mit 
den Landesflüchtlingsverwaltungen erörtert. 

Im Bereich der Bundesverwaltung — insbesondere bei der Ar- 
beitsverwaltung und bei den Trägern der Sozialversicherung — 
sowie in der Ausgleichsverwaltung lassen die Behörden die 
erforderlichen Übersetzungen entweder auf ihre Kosten her- 
steilen oder fertigen sie selbst. Für den Aussiedler entstehen 
damit keine Belastungen. 
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Das Verfahren in den Landesverwaltungen ist nicht einheitlich. 
Teilweise werden die erforderlichen Übersetzungen bereits im 
Landesdurchgangslager gefertigt, teilweise sind die Behörden 
angewiesen, die Übersetzungen auf eigene Kosten vornehmen zu 
lassen. In anderen Ländern besteht keine besondere Regelung. 

Die Frage der Übersetzung von Dokumenten der Aussiedler war 
zuletzt am 28. /29. Oktober 1976 auf der Tagung des Plenums der 
Arbeitsgemeinschaft der Landesflüchtlingsverwaltungen in Saar- 
brücken Gegenstand der Erörterung. Auf Anregung der Bundes- 
regierung wird derzeit geprüft, ob die Einrichtung einer zentralen 
übersetzungsstelle im Zusammenwirken mit den Ländern gebo- 
ten ist. 

Sollten sich in Einzelfällen Schwierigkeiten für Aussiedler erge- 
ben, bin ich jederzeit bereit, Hilfestellung zu leisten. 


23. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Dr. Ahrens Fischbestand in ider /Oberweser (durch im Ge- 

(SPD) biet der DDR vorgenommene Einleitung von 

Kalilaugen in die Werra nahezu vernichtet 
worden ist, und was hat die Bundesregierung 
bisher unternommen, um die Einleitung hoch- 
konzentrierter Kalilaugen durch Betriebe in 
der DDR zu unteihinden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 1. Dezember 

Die hohe Salzbelastung der Werra, die dort zum Aussterben von 
Süßwasserorganismen, darunter auch zahlreicher Fischarten ge- 
führt hat, hat sich auch auf den Fischbestand in der Oberweser 
ungünstig ausgewirkt und diesen dezimiert. Diese hohe Salzbe- 
lastung ist ganz überwiegend auf die Einleitung großer Mengen 
salzhaltiger Abwässer in Werra und Ulster auf dem Gebiet der 
DDR zurückzuführen. 

Die Versalzung der Werra und damit auch der Weser ist im Rah- 
men der weiterhin angestrebten Umweltverhandlungen mit der 
DDR ein vordringliches Problem. Die Umweltverhandlungen sind 
bisher leider über eine erste Gesprächsrunde nicht hinausge- 
kommen. Auch die von der Bundesregierung angestrebten Ver- 
handlungen über eine Gewässervereinbarung konnten auf Grund 
der ablehnenden Haltung der DDR bisher nicht aufgenommen 
werden. Die Bundesregierung hält solche Verhandlungen nach 
wie vor für dringend notwendig; sie wird sich weiter darum 
bemühen. 


24. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obemau) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß der Bunides- 
innenminister eine ihm schon vor ilängerer 
Zeit vom Umweltbundesamt vorgelegte Liste 
gefährlicher Stoffe, die den Ländern die Beur- 
teilung von Gefahren durch mögliche Betriebs- 
störungen in Unternehmen der chemischen In- 
dustrie wesentlich erleichtern würde, nicht an 
die Länder weitergeleitet hat, und wenn ja, 
was sind die Gründe für die Zurückhaltung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 7. Dezember 

Die auf Anforderung des Bundesministers des Innern vom Um- 
weltbundesamt vorgelegte Liste ist nicht geeignet, den Auf- 
sichtsbehörden der Länder die Beurteilung von Gefahren durch 
mögliche Betriebsstörungen in Unternehmen der chemischen In- 
dustrie zu erleichtern. 

Es handelt sich um eine Zusammenstellung von marktgängigen 
Produkten. Stoffe, die — wie im Falle von Seveso — nur als un- 
erwünschte, aber gefährliche Nebenprodukte auftreten, sind 
hierin nicht enthalten. 

Die Liste des Umweltbundesamts dient als Unterlage für die zur 
Zeit laufenden Gespräche mit den Herstellern von Pestiziden 
über die in diesem Produktionszweig bereits getroffenen und 
eventuell noch zusätzlich erforderlichen Maßnahmen zur Rein- 
haltung der Luft. Im übrigen wird es Sie interessieren, daß diese 
Gespräche bereits zu Beginn dieses Jahrs, lange vor den Vor- 
fällen in Italien, eingeleitet wurden. 


25. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obemau) 

(CDU/CSU) 


Wie läßt sich — falls die Unterrichtung der 
Länder unterblieb — dieses Verhalten mit dem 
Anspruch des Bundesinnenministers vereinba- 
ren, mit Hilfe des Um Weltbundes amts Infor- 
mationszentrale für die Umweltpolitik zu sein, 
und wie gedenkt der Bundes innenTnindster in 
Zukunft, die Schere zwischen den Zuständig- 
keitswünschen des Bundes im Umweltbereidi 
und iseinen tatsächlichen Kapazitäten zu schlie- 
ßen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 7. Dezember 

Wie in der Antwort auf Frage 24 bereits ausgeführt, war die Liste 
des Umweltbundesamts zur Weiterleitung an die Länder weder 
bestimmt noch geeignet. Die in Ihrer Frage zitierten Vorgänge 
stehen daher nicht im Widerspruch zu den dem Umweltbundes- 
amt übertragenen Funktionen im Bereich der Umweltinformation. 


26. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die im bezahlten 
Sport (u. a. Fußball, Eishockey) verbindlich 
vorgesehene Zahlimg von Ablösesummen 
beim Vereinswechsel vom Sportlern, dnsbe- 
sondere im Hinblick auf Artikel 12 des Grund- 
gesetzes, verfassungsrechtlich für bedenklich, 
und was gedenkt sie gegebenenfallis zu unter- 
nehmen, um diesen Zustand zu beseitigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 8. Dezember 

Die Forderung der Zahlung von Ablösesummen bei einem Wech- 
sel von Spielern verstößt grundsätzlich nicht gegen den Grund- 
satz der freien Berufs- und Arbeitsplatz wähl. 
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Es unterliegt keinem Zweifel, daß die sportliche Wettkampfbe- 
tätigung der Lizenzspieler im bezahlten Sport unter den Berufs- 
begriff des Artikels 12 des Grundgesetzes fällt. Demgemäß ist 
das Vertrags Verhältnis der Lizenzspieler im bezahlten Sport in 
erster Linie vom Grundsatz der Vertragsfreiheit geprägt. Zu die- 
sem Grundsatz gehört auch die Möglichkeit sich auf der Grund- 
lage eigener Entschließung zu binden. Es ist zwar anerkannt, daß 
die Grundrechte die Auslegung privatrechtlicher Vorschriften 
um so nachhaltiger beeinflussen, je mehr es um den Schutz per- 
sonaler Freiheit gegen Ausübung wirtschaftlicher und sozialer 
Macht geht. 

Der Spieler kann sich aber nach dem Bundesligastatut an einen 
Schiedsgutachter wenden, insbesondere wenn die Höhe der 
Ablöseforderung ein Hindernis für den Vereinswechsel darstellt. 
Sollten besondere Umstände in Einzelfällen die Besorgnis be- 
gründen, daß Spieler im Zusammenhang mit der Zahlung von 
Ablösesummen in einer mit Artikel 12 des Grundgesetzes nicht 
mehr zu vereinbarenden Weise am Vereinswechsel gehindert 
werden, so stehen zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Vor- 
gänge die ordentlichen Gerichte zur Verfügung, 

Die Bundesregierung sieht daher keine Veranlassung, hinsicht- 
lich der Bestimmungen der Sportverbände über die Zahlung von 
Ablösesummen beim Vereinswechsel von Spielern Maßnahmen 
zu ergreifen. Jede staatliche Regelung des sich im privatrecht- 
lichen Bereich vollziehenden Sportbetriebs würde den durch die 
Vereinigungsfreiheit des Artikels 9 Abs. 1 des Grundgesetzes 
geschützten Freiraum der sportlichen Dachverbände zu grund- 
sätzlich autonomer Gestaltung ihrer internen Rechtsbeziehungen 
einengen. Hieran kann der Bundesregierung auch wegen des 
hohen öffentlichen Interesses an einem eigenständigen Sport- 
leben in der Bundesrepublik Deutschland grundsätzlich nicht 
gelegen sein. 


27. Abgeordneter Hat Bundeisminister Dr. Maihofer einen Brief 
Dr. Miltner des Mi tvorsiitz enden der Deutschen Friedens- 

(CDU/CSU) gesellschaft/vereinigte Kriegsidienstgegner 

(DFG/VK), Helmut Michael Vogel, mit der 
Anrede „Lieber Parteifreund" erhalten, in dem 
der Beurteilung der DFG/VK in den letzten 
Verfassungsschutzberichten lals „ins kommuni- 
stische Fahrwasser geraten" widersprochen 
wird, und wenn ja, hält die Bundesregierung 
gleichwohl die zitierte Beurteilung aufrecht? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 13. Dezember 

Es trifft zu, daß sich der Mitvorsitzende der DFG-VK, Herr 
Vogel, in dem von Ihnen genannten Brief an mich gewandt hat. 
Bereits im Verfassungsschutzbericht 1974 war festgestellt wor- 
den: „Die im November 1974 durch die Fusion zweier in kommu- 
nistisches Fahrwasser gelangter Kriegsdienstgegner-Verbände 
gebildete , Deutsche Friedensgesellschaft — Vereinigte ^riegs- 
dienstgegner' (DFG-VK) will mit vereinter Kraft als antimilita- 
ristische kampforganisation für Abrüstung, Gewaltverzicht, 
friedliche Koexistenz, Kriegsdienstverweigerung und gegen Mili- 
tarismus, Kolonialismus, Imperialismus und Antikommunismus 
agitieren" (Seite 61). 
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Der am 4. Juni 1976 veröffentlichte Verfassungsschutzbericht 1975 
enthält folgende Aussagen: Die DFG-VK vertrat wiederum zahl- 
reiche Forderungen, die sich mit denen der Kommunisten decken. 
Sie trat für die friedliche „Koexistenz" als Voraussetzung aller 
„progressiven gesellschaftlichen Prozesse" ein, wandte sich gegen 
den von der Bundesregierung „geschürten Antikommunismus'', 
griff die Bundeswehr an, weil diese gegen die Staaten Osteuropas 
gerichtet sei und die Aufgabe habe, die im Innern „bestehenden 
Herrschaftsverhältnisse" zu stabilisieren (Seite 62). 

An der Bewertung der DFG-VK durch den Bundesminister des 
Innern hat sich mithin nichts geändert. 

Dies wird auch beispielhaft deutlich in meinem Schreiben an den 
Vorsitzenden des Kreisverbands Hamm der Deutschen Jungde- 
mokraten vom 28. Juli 1976, in dem der Einfluß der orthodoxen 
Kommunisten in der DFG-VK am Beispiel der Haltung gegenüber 
der Bundeswehr dargestellt wird. Hierzu wird ausgeführt: 

,So heißt es im Programm der DFG-VK u. a.: 

„Die Bundeswehr gefährdet Frieden und Sicherheit in Europa 
und im eigenen Land. 

Der militärisch-industrielle Komplex treibt die Aufrüstung 
voran und ist ständig bestrebt, die Politik den Interessen der 
Rüstungsindustrie unterzuordnen, um deren Profite auf Kosten 
der Bevölkerung zu erhöhen. 

Innerhalb der Bundesrepublik hat die Bundeswehr die Aufgabe, 
die bestehenden Herrschaftsverhältnisse zu stabilisieren. Dazu 
gehört die Möglichkeit des Einsatzes der Bundeswehr gegen die 
eigene Bevölkerung, die durch die 1968 verabschiedeten Not- 
standsgesetze legalisiert wurde. 

Der Ausbau des Bundesgrenzschutzes zur Bürgerkriegsarmee, 
die paramilitärische Ausrüstung der Polizei zur Bekämpfung 
von Streiks und anderen demokratischen Aktivitäten sowie die 
Einschränkung des Demonstrationsrechts bedrohen die Demo- 
kratie." ' 

Die in diesem Brief genannten Beispiele können fortgesetzt 
werden. Das Programm der DFG-VK ist gekennzeichnet von 
Formulierungen, die eine auffällige Übereinstimmung mit denen 
der DKP, z. B. „Thesen des Düsseldorfer Parteitags", aufweisen. 


28. Abgeordneter 

Dr. Miltner 


(CDU/CSU) 


Bleibt /die Bundesiregiierung trotz dem Bestrei- 
ten durch idie DFG/VK bei ihrer Feststelkmg, 
daß „meihrere Mitglieder der DKP und der 
SDAJ maßgeibende Funktionen" im Bundes- 
vorstand ider DFG/VK haben, und wenn ja, 
für welche bzw. wie viele Mitglieder gilt diese 
Feststellung? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 13. Dezember 

Die DFG-VK hat — soweit mir bekannt — bislang nicht bestrit- 
ten, daß in ihrem Bundesvorstand auch Mitglieder der DKP und 
der SDHJ vertreten sind. 
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Wie anderen kommunistisch beeinflußten Organisationen gehö- 
ren der DFG-VK jedodi auch Mitglieder demokratischer Parteien 
und Parteilose an, die nicht dem orthodoxen Kommunismus zu- 
zuordnen sind, sondern die durch ihre Arbeit in der Organisation 
ihre eigenen demokratischen Ziele verfolgen. Deshalb gilt auch 
für die DFG-VK, was ich am 28. November 1975 im Bundesrat 
erklärt habe: „Aus der Tatsache nämlich, daß einer bestimmten 
Vereinigung, wie etwa SHB oder VDJ, auch Kommunisten ange- 
hören, kann nicht in jedem Fall gefolgert werden, daß die ge- 
samte Organisation verfassungsfeindliche Ziele verfolge oder 
— und das ist noch viel wichtiger — daß alle Mitglieder der 
Vereinigung nicht die Gewähr der Verfassungstreue bieten." 


29. Abgeordneter Gilt die an die Adresse „sozialistisdi orien- 
Dr. Miltner tierter nicht kommunistischer Vereinigungen" 

(CDU/CSU) gerichtete Feststellung des Bundesinnenmini- 

sters im Verfassungsschutzbericht 1974, „daß 
eine Zusammenarbeit mit Kommmiisten erfah- 
rungsgemäß deren revolutionäre Ansätze för- 
dert, die eigene Position jedoch schwächt", 
auch für Mitglieder der FDP und ihr politisch 
nahestehender Vereinigungen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 13. Dezember 

Die von Ihnen zitierte Aussage im Verfassungsschutzbericht 1974 
ist eine Feststellung auf Grund bisheriger Erfahrungen, die den 
demokratischen Kräften in Parteien und Organisationen Ansporn 
sein soll, den Kommunisten nicht das Feld kampflos zu über- 
lassen — die ganz andere Ziele als die eines universalen Pazifis- 
mus und der friedlichen Völkerverständigung, nämlich die ein- 
seitige Schwächung der Verteidigungsbereitschaft und Abwehr- 
kraft der Bundesrepublik Deutschland verfolgen — , sondern 
solchen kommunistischen Einfluß in aktiver politischer Ausein- 
andersetzung zurückzudrängen. 


30. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Umweltbundesamt nach 
Scheu der Katastrophe von Seveso eine Giftistoffliste 

(CDU/CSU) als praktikable Unterlage für die Kontrolle 

ausgearbeitet hat, idie bis heute den Ländern 
und damit den Gewerbeaufsichtsbehörden noch 
nicht zur Verfügung gestellt worden ist, ob- 
wohl verschiedene Bundesländer in idieser 
Beziehung noch keine Initiative ergriffen ha- 
ben, während zwei Bundesländer voneinander 
verschiedene Giftstoff listen aufgestellt haben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 7. Dezember 

Die auf Anforderung des Bundesministers des Innern vom Um- 
weltbundesamt erarbeitete Liste steht nicht in Zusammenhang 
mit dem Vorfall in Seveso und kann auch nicht als praktikable 
Unterlage für die Überwachungsbehörden der Länder zur Ab- 
wehr derartiger Gefahren dienen. Es handelt sich hier um eine 
Liste von marktgängigen Produkten. Stoffe, die wie im Falle 
von Seveso als unerwünschte aber gefährliche Nebenprodukte 
auftreten, sind hierin nicht enthalten. 
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Die Liste des Umweltbundesamts dient als Unterlage für die zur 
Zeit laufenden Gespräche mit den Herstellern von Pestiziden 
über die in diesem Produktionszweig bereits getroffenen und 
eventuell noch zusätzlich erforderlichen Maßnahmen zur Rein- 
haltung der Luft. Im übrigen wird es Sie interessieren, daß diese 
Gespräche bereits zu Beginn dieses Jahrs, lange vor den Vor- 
fällen in Italien, eingeleitet wurden. 


31. Abgeordneter Kann also die Behauptung des Bundesinnen- 
Scheu ministeriums in einem Fernschreiben vom 

(SPD) 24. August 1976 an den Abgeordneten Scheu 

■unter Punkt 3 voll aufrecht erhalten werden, 
daß zur Einihaltung und Überwachung aller 
Vorschriften und Gesetze durch die zuständi- 
gen Behörden und die Betriebe selbst alles 
geschieht, um eine Katastrophe zu vermeiden, 
solange die auf sichtführ enden Untenbehörden 
noch nicht eindeutig und klar wissen, in bezug 
auf welche Giftstoffe sie ihre Überwachung zu 
führen haben, und wann ist daran gedacht, 
eine praktikable und für alle Länder zustän- 
dige Giftstoff liste herauszugeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Baum 
vom 7. Dezember 

Die Auskünfte, die Ihnen mit Fernschreiben vom 24. August 1976 
erteilt wurden, treffen nach wie vor zu. Die chemischen Fabriken, 
um die es sich bei den Vorfällen in Seveso und Manfredonia 
handelt, bedürfen in der Bundesrepublik Deutschland einer Ge- 
nehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vom 
15. März 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 721). Eine solche Genehmi- 
gung darf nur erteilt werden, wenn sichergestellt ist, daß für die 
Nachbarschaft keine schädlichen Umwelteinwirkungen hervor- 
gerufen werden können. Zu diesem Zweck ist vor Erteilung der 
Genehmigung ein besonderes förmliches Verfahren durchzufüh- 
ren, bei dem auch alle in Betracht kommenden Aufsichtsbehörden 
beteiligt werden. Der Antragsteller hat alle zur Beurteilung er- 
forderlichen Unterlagen über Einsatzstoffe, Produkte und das 
Herstellungsverfahren zur Verfügung zu stellen. Aber auch eine 
im Betrieb befindliche Anlage bleibt nicht ohne Aufsicht. Ihr 
Betrieb unterliegt einer regelmäßigen Kontrolle-, erforderlichen- 
falls können auch nachträgliche Anordnungen nach § 17 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur Verbesserung des Schutzes 
der Nachbarschaft getroffen werden. 

Wegen der katastrophalen Auswirkung der Vorfälle wird aber 
der Bundesminister des Innern mit den beteiligten Ressorts des 
Bundes und der Länder sowie mit der betroffenen Industrie prü- 
fen, inwieweit es zusätzlicher Regelungen zur Abwehr der Ge- 
fahren durch Giftstoffe und deren Herstellungsverfahren bedarf, 
um in Anwendung des Vorsorgeprinzips in jedem Falle sicher- 
zustellen, daß im Bereich der chemischen Industrie Wasser, Luft 
und Boden sowie das Ökosystem nicht 

— durch atypische Produktionsabläufe (Störfalle wie in Seveso) 

— durch Anwendung potentiell besonders umweltgefährlicher 
Produktionsverfahren (wie in Manfredonia) 
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— durch Verwendung, Herstellung, Transport oder Gebrauch 
besonders umweltgefährlicher Stoffe bzw, Produkte 

gefährdet werden. 

Dabei sind die auf EG-Ebene laufenden Vorbereitungen zur Schaf- 
fung eines Systems zur rechtzeitigen Erfassung aller neuen Stoffe 
vor ihrem Inverkehrbringen einzubeziehen. Das gleiche gilt für 
Überlegungen darüber, inwieweit es zusätzlicher Rechtsgrund- 
lagen zur vorsorglichen Planung und gegebenenfalls Durchfüh- 
rung von Katastrophenschutzmaßnahmen (Räumungsplänen u. a.) 
bedarf. 

Unabhängig hiervon wird alsbald eine umfassende Liste, die auch 
gefährliche Nebenprodukte (wie im Falle Seveso) und Arbeits- 
stoffe (wie im Falle Manfredonia) enthalten soll, vom Bund ge- 
meinsam mit den Ländern erstellt werden, um den Länderbehör- 
den eine zusätzliche Information zu geben, nach der sie ihre 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr ausrichten können. 


32. Abgeordnete 

Frau 

Tübler 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung im Hinblick auf 
die Oberstufenreform in allen Bundesländern 
für angebracht, unter Beibehaltung der jeder- 
zeitigen Vesetzbarkeit eines Sodaiten, die 
Umzugs- und Trennungsgeldvorschriften zu 
ändern, um der Oberstufenreform Rechnung 
zu tragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schmude 
vom 26. November 


Nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der Trennungsgeldverordnung er- 
hält ein Beamter, dem die Umzugskostenvergütung zugesagt 
worden ist, Trennungsgeld nur, wenn und solange er wegen 
Wohnungsmangels am neuen Dienstort an einem Umzug ver- 
hindert ist. § 2 Abs. 2 der Trennungsgeldverordnung ergänzt 
diese Vorschrift dahin, daß das Trennungsgeld bei Wegfall des 
Wohnungsmangels längstens bis zu einem Jahr weitergewährt 
werden darf, wenn der Beamte aus zwingenden persönlichen 
Gründen an einem Umzug gehindert ist. Kommt bis zum Ablauf 
des Verlängerungszeitraums ein neuer zwingender persönlicher 
Grund hinzu, so kann das Trennungsgeld bis zu einem weiteren 
Jahr bewilligt werden. Als zwingender persönlicher Grund in 
diesem Sinne ist auch der Schulbesuch eines Kindes in der letzten 
oder vorletzten Klasse einer weiterführenden, allgemeinbilden- 
den Schule, die zum Abitur führt, anerkannt worden. 

Es wird zur Zeit geprüft, ob aus der Oberstufenreform weiter- 
gehende umzugskosten- und trennungsgeldrechtliche Folgerun- 
gen gezogen werden müssen. Die Prüfung erfolgt im Benehmen 
mit den Ländern, damit eine bundeseinheitliche Regelung ge- 
troffen werden kann. 


22 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5948 


Geschäftsbereich des Bundesminislers der Verteidigung 


33. Abgeordneter 
Gierenstein 


(CDU/CSU) 


Muß die Bundesregierung Meldungen bestäti- 
gen, es werde beabsichtigt, an den Bundes- 
wehrhochschulen auch Zivilisten als Studenten 
zuzulassen, und welche Folgen hätte dies 
— • bejahendenfalls — für die linnere Verfas- 
sung idieser Hochschulen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 26. November 

Die Bundesregierung hat zur Zeit nicht die Absicht, zivile Stu- 
dierende an den Hochschulen der Bundeswehr zuzulassen. Die 
Studienplatzkapazität der Hochschulen der Bundeswehr ist mit 
4600 Studierenden nur auf den Ergänzungsbedarf der Streitkräfte 
ausgelegt. Eine zusätzliche Immatrikulation ziviler Studenten 
wäre daher nur bei gleichzeitiger Kapazitätserweiterung mit er- 
heblichen Mehrkosten möglich. Obwohl die Frage einer Erweite- 
rung der Hochschulen der Bundeswehr durch zivile Studierende 
grundsätzlich diskussionswürdig ist, muß sie — abgesehen von 
verfassungsrechtlichen Problemen — solange zurückgestellt wer- 
den, bis der Aufbau der Hochschulen der Bundeswehr abgeschlos- 
sen ist. Erst dann ist es sinnvoll, Kostenfragen und Auswirkungen 
auf den Studienbetrieb zu klären. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


34. Abgeordneter 
Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundjesregierung die vom Präsiden- 
ten das Dunidesgesumdheitsamts, Prof. Dr. Füll- 
graff, anläßlich des Ghiick- Symposiums am 
3. DezemJber 1975 in München geäußerte Auf- 
fassung, daß ein klinischer Versuch zum Nach- 
weis der Unwirksamkeit oiner therapeutischen 
Strategie nicht nur unethisch sondern auch 
verwerflich und gesetzwidrig ist und idaß ein 
klinischer Versuch bei Vermutung der Unwirk- 
samkeit eines Arzneimittels nicht durchgeführt 
werden darf, uind bedeutet dies, diaß ein trotz 
dieser Bedenken durchgeführter kontrolliert er 
Versuch zum Nachweis der Unw^irksamkeit 
eines Arzneimittels bei einer ernsthaften bzw. 
behandlungstb ©dürft igen Krankheit (strafrecht- 
lich bedenklich wäre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 16. November 

Die Bundesregierung stimmt überein mit der vom Weltärztebund 
verabschiedeten Deklaration von Helsinki in der es heißt: „Medi- 
zinischer Fortschritt beruht auf Forschung, die sich letztlich auch 
auf Versuche am Menschen stützen muß." Die Bundesregierung 
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hält jedoch Versuche am Menschen — ebenfalls in Überein- 
stimmung mit der genannten Deklaration — nur dann für ethisch 
vertretbar, wenn die Bedeutung des Versuchsziels in einem 
angemessenen Verhältnis zum Risiko für die am Versuch betei- 
ligten Personen steht, wenn diese — über Wesen, Bedeutung 
und Tragweite des Versuchs aufgeklärt — , in die Maßnahme 
wirksam eingewilligt haben und die Versuche mit der gebotenen 
Sorgfalt durchgeführt werden. Ob Versuche zum Nachweis der 
Unwirksamkeit eines Arzneimittels diese Voraussetzungen er- 
füllen, kann nur anhand des Einzelfalls entschieden werden. 

Ähnliches gilt für die strafrechtliche Beurteilung. Auch hier 
kommt es entscheidend auf die Gestaltung des Einzelfalles an. 


35. Abgeordneter 

Jaunich 


(SPD) 


Wie weit sind idie Voilbereitungen der Bundes- 
regierung für (die Einsetzung einer Kommission 
zur Herbeiführung ider preismäßigen und phar- 
makologisch-therapeutischen Transparenz bei 
Arzneimitteln gediehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 23. November 

Die Bundesregierung hat die Verbände der Krankenversicherung, 
der Ärzteschaft, der Arzneimittelhersteller, der Apothekerschaft 
und der Verbraucherschaft gebeten, ihr Sachverständige vorzu- 
schlagen, die als Mitglieder in die Sachverständigenkommission 
berufen werden könnten. Nach Eingang der Vorschläge werden 
die Mitglieder vom Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit nach Prüfung im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft und dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung berufen. 


36. Abgeordneter Wann wird diese Kommission, in welcher Zu- 
Jaunich sammensetzunig, die Arbeit (aiufnehmen? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 23. November 

Die Sachverständigenkommission soll 13 Sachverständige um- 
fassen und sich wie folgt zusammensetzen: 

4 Sachverständige aus dem Bereich der Krankenversicherung, 

davon: 3 Sachverständige aus dem Bereich der gesetzlichen 
Krankenversicherung 

1 Sachverständiger aus dem Bereich der privaten 
Krankenversicherung, 

4 Sachverständige aus der Ärzteschaft, 

3 Sachverständige aus dem Bereich der Arzneimittelhersteller, 

davon: 1 Sachverständiger für Arzneimittel besonderer Heil- 
verfahren, 

1 Sachverständiger aus der Apothekerschaft, 

1 Sachverständiger aus der Verbrauchersdiaft. 
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Sobald die Vorarbeiten zur Berufung der Sachverständigen sowie 
zur Errichtung der Geschäftsstelle beim Bundesgesundheitsamt 
in Berlin abgeschlossen sind, wird die konstituierende Sitzung 
der Sachverständigenkommission stattfinden. Das wird etwa vor 
allem aus Haushaltsgründen Mitte des nächsten Jahres möglich 
sein. 


37. Abgeordneter 

Kroll-Sdilüter 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach Ansicht der Bxmidesregierung zu, 
daß — wlie in der Denkschrift der Kosmobiolo- 
gischen Akademie Aalen e. V. zum Thema 
Vorbeugung igegen Mongolismus behauptet 
wird — die Zahl der (mongoloider Gehurten 
(ca. 3500 jährlich in der Bundesrepublik 
Deutschland) bei entsprechenden präventiven 
Maßnahmen drastisch reduziert werden könn- 
te, und welche Maßnahmen gedenkt sie gege- 
benenfalls daraus >abzul eiten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 23. November 

Es ist davon, auszugehen, daß in der Bundesrepublik Deutsch- 
land von 600 Neugeborenen eines im Sinne des Down-Syndroms 
chromosomal geschädigt ist. Bei Müttern oberhalb des 40. Lebens- 
jahrs steigt die Häufigkeit des Down-Syndroms auf 1 v. H. bis 
2 V. H. an. Wenn von einer Geburtenzahl von 600 000 (1975) 
ausgegangen wird, ist demnach jährlich mit etwa 1000 mongoloid 
geschädigten Kindern zu rechnen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß bei konsequenter 
Erfassung aller schwangeren Frauen über 38 Jahren die Gebur- 
tenrate mongoloid geschädigter Kinder wesentlich gesenkt wer- 
den könnte. 

Da die Krankenkassen die Kosten für begründete cytogenetische 
Untersuchungen übernehmen, ist die Sicherstellung der Überwei- 
sung der in Frage kommenden Patientinnen durch die nieder- 
gelassenen Ärzte in erster Linie eine Frage der ärztlichen Fort- 
bildung. 

Eine weitere Voraussetzung zur Verbesserung der Situation ist 
die Schaffung zusätzlicher Kapazitäten in der genetischen Bera- 
tung und Diagnostik durch die Länder. 

Da der Bund nicht über die Kompetenzen verfügt, flächendeckend 
für eine ausreichende Kapazität auf diesem Sektor zu sorgen, hat 
er in Frankfurt und Marburg Modellberatungsstellen eingerichtet 
und die Länder dazu angeregt, nach dem dort bewährten Muster 
eigene Beratungsstellen aufzubauen. Verschiedene Länder sind 
dem bereits gefolgt 

Ferner werden in Zusammenarbeit mit der Deutschen Gesellschaft 
für Anthropologie und Humangenetik Intensiv-Ausbildungslehr- 
gänge für die in den Familienberatungsstellen tätigen Ärzte ent- 
wickelt, die dadurch in die Lage versetzt werden sollen, Indika- 
tionen für eine genetische Beratung und Diagnostik zu erkennen 
und diese in Zusammenarbeit mit humangenetischen Instituten 
sicherzustellen. 

Die Bundesregierung hat wiederholt mit den Ländern Maßnah- 
men erörtert, die dazu geeignet sind, die noch bestehende Unter- 
versorgung auf dem Gebiet der genetischen Beratung und Dia- 
gnostik allmählich auszugleichen. 
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38. Abgeordneter 

Kroll-Schlüter 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
den beabsichtigten Großversuch ider Kosmo- 
biologisdien Akademie über negative kosmo- 
biolagisdie Bewertungen zu unterstützen? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Zander 
vom 23. November 

Die Bundesregierung bemüht sich auf verschiedenen Ebenen, die 
Forschung im Bereich der cytogenetischen Diagnostik und gene- 
tischen Beratung zu intensivieren: Ein Forschungsvorhaben be- 
schäftigt sich mit der Effektivität der genetischen Beratung auf 
der Basis des Modellversuchs einer genetischen Beratungsstelle 
in Marburg. Ein weiteres Forschungsvorhaben zur Prävention 
genetischer Erkrankungen durch vorgeburtliche Diagnostik be- 
findet sich in Vorbereitung. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
führt seit drei Jahren ein umfangreiches Forschungsprogramm 
„Pränatale Diagnostik genetisch bedingter Defekte" als Schwer- 
punktprogramm durch. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Ergebnisse die- 
ser an wissenschaftlichen Kriterien meßbaren Studien eine aus- 
reichend sichere Basis für weitere gesundheitspolitische Maß- 
nahmen in diesem Bereich bringen werden. 

Eine Förderung von Untersuchungen über „Zusammenhänge zwi- 
schen kosmischen und irdischen Vorgängen" aus Bundesmitteln 
ist nicht vorgesehen. 


39. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, idaß bei einem kontrollierten klini- 
schen Versuch zum Nachweis ider Unwirksam- 
keit eines Arzneimittels die stationärenBehand- 
lungskosten nicht vergütet werden dürfen, und 
wenn ja, wird die Bimdesregiierung eine Initia- 
tive zur Änderung dieses Zustands ergreifen? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Zander 
vom 16. November 

Für die Frage, ob die stationären Behandlungskosten bei kontrol- 
lierten klinischen Versuchen zum Nachweis der Unwirksamkeit 
eines Arzneimittels im Pflegesatz berücksichtigt werden können, 
ist § 17 Abs. 3 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes (KHG) 
maßgebend. Danach sind die Kosten für wissenschaftliche For- 
schung und Lehre, die über einen normalen Krankenhausbetrieb 
hinausgehen und Kosten, die weder unmittelbar noch mittelbar 
der stationären Krankenhausversorgung dienen, im Pflegesatz 
nicht zu berücksichtigen. Ob diese Voraussetzungen vorliegen, 
muß im Einzelfall geprüft werden. 

Der Bundesregierung ist bisher kein Sachverhalt bekannt, der in 
dieser Hinsicht zu einer Überprüfung des geltenden Rechts Anlaß 
geben könnte. 

Sie wird die Entwicklungen in diesem Bereich, insbesondere 
auch im Zusammenhang mit der Reform des Arzneimittelrechts, 
sorgfältig beobachten und gegebenenfalls prüfen, ob und welche 
Initiativen erforderlich sind. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


40. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Not- 
wendigkeit der Erhaltung von sogenannten 
Arbeitersiedlungen im Ruhrgebiet, und was 
gedenkt sie insbesondere in finanzieller Hin- 
sicht 2 U tun, damit diese Wohnbereiche nicht 
nur erhalten sondern auch modernisiert wer- 
den können? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Abreß 
vom 26. November 


Die Frage, ob und inwieweit Zechensiedlungen erhalten und 
modernisiert werden sollen, muß von Fall zu Fall unter Berück- 
sichtigung der Belange der Bewohner (Mieter) und der Eigen- 
tümer, nicht zuletzt aber auch der städtebaulichen und stadtpla- 
nerischen Notwendigkeiten entschieden werden. 

Der Bund hat keine Möglichkeit einer rechtlichen Einflußnahme. 
Er kann auch den Abriß einer Arbeitersiedlung nicht verhindern, 
da eine solche Entscheidung in die Planungshoheit der Gemein- 
den fällt. Der Bund hat ebenso keine rechtliche Handhabe, die 
Veräußerung von Bergarbeiterwohnungen an deren Bewohner 
zu initiieren, zu verhindern oder zu beeinflussen. 

Auch eine unmittelbare finanzielle Unterstützung, z. B. beim 
Erwerb einer Bergarbeiterwohnung, ist nach den gesetzlichen 
Bestimmungen nicht möglich, da öffentliche Mittel, auch Mittel 
aus dem Bundestreuhandvermögen zur Förderung des Bergar- 
beiterwohnungsbaus, in der Regel nur zum Ersterwerb gewährt 
werden können. 

Dennoch bemüht sich die Bundesregierung, zu helfen. So ist es 
unter schwierigen Vermittlungsbemühungen des Bundes gelun- 
gen, die EGKS-Kommission in Brüssel zu bewegen, nicht für den 
Bau von Wohnungen reservierte Mittel zur Verfügung zu stellen, 
die den Erwerb von Bergarbeiterwohnungen durch deren derzei- 
tige Mieter erleichtern helfen. Es wird angestrebt, daß die Ver- 
äußerungsförderung in dieser Art verbindliches Modell für an- 
dere Fälle im Revier sein kann. 

Die Möglichkeiten der Modernisierung von Wohnungen in Ze- 
chensiedlungen sind durch eine Novellierung des Bergarbeiter- 
wohnungsbaugesetzes im Rahmen des Wohnungsmodernisie- 
rungsgesetzes entscheidend verbessert worden. Die bisher auf 
den Neubau von Bergarbeiterwohnungen beschränkten Mittel 
des Treuhandvermögens können seit dem 1. September 1976 
auch für die Modernisierung eingesetzt werden. Darüber hinaus 
kann die Modernisierung von Bergarbeiterwohnungen auch aus 
Mitteln des Bund-Länder-Modernisierungsprogramms, das ab 
1. Januar 1977 auf der Grundlage des Wohnungsmodernisie- 
rungsgesetzes fortgeführt wird, gefördert werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


41. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie viele Personen sind zur Zeit bei dem Pro- 
jektträger für das Programm „Humanisierung 
der Arbeitswelt" beschäftigt, wie wurde die 
Auswahl dieser Personen getroffen, und wel- 
che Programmbeiräte existieren im einzelnen? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 26. November 

1. Beim Projektträger für das Programm „Humanisierung des 
Arbeitslebens'' sind zur Zeit 46 Personen beschäftigt. 

2. Die Mitarbeiter wurden von dem Leiter der Projektträger- 
schaft zur Einstellung vorgeschlagen. Ihre Auswahl erfolgt auf 
Grund externer und interner Ausschreibungen. 

3. Der Bundesminister für Forschung und Technologie (BMFT) 
wird von einem Fachausschuß „Humanisierung des Arbeitsle- 
bens" beraten. 

Zusätzlich gibt es beim Projektträger eine Reihe von fach-spezi- 
fischen Gutachtergremien für die Beratung auf Projektebene. 
Nach Zahl, Aufgabenstellung und Zusammensetzung ändern und 
entwickeln sich diese Gremien entsprechend dem Stand der Pro- 
grammdurchführung und der Schwerpunktbildung. Der Stand vom 
Frühjahr 1976 ist im Beratungsplan des BMFT für 1976 auf 
Seite 38 wiedergegeben. Zusätzlich zu den dort genannten Gre- 
mien gibt es beim Projektträger einen Ausschuß für sozial- und 
geisteswissenschaftliche Grundlagenforschung zur Humanisierung 
des Arbeitslebens. 


42. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Welche Ausgaben entstehen für Projektträger, 
Programmbeiräte und Gutachter im Haushalts- 
jahr 1975, 1976 und voraussichtMch 1977? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 26. November 

Die Kosten für Projektträger, Beratungsgremien und einzelne 
Gutachter bzw. Projektbegleiter beliefen sich im Haushaltsjahr 
1975 auf ca. 1,0 Millionen DM. Für 1976 werden diese Kosten 
voraussichtlich ca. 2,7 Millionen DM erreichen. Eine Voraussage 
für 1977 ist erst nach Abschluß der Haushaltsberatungen möglich. 


43. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wo sind die Forschungsberichte aus den vom 
Bundesministerium für Forschung und Tech- 
nologie geförderten 3900 Forschungsprojekte 
des Jahrs 1975 erhältlich, und wie können sich 
insbesondere kleine und mittlere Unternehmen 
die Forschungsberichte besorgen, um gegebe- 
nenfalls die Ergebnisse dieser staatlich geför- 
derten Forschungsprojekte zu verwerten? 
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Antwört des Bundesministers Matthöfer 
vom 26. November 


Nach den bei Zuwendungen des BMFT geltenden Bewilligungs- 
bedingungen (BKFT 75, BewGr) sind die Zuwendungsempfänger 
verpflichtet, innerhalb eines halben Jahres nach Abschluß der 
Arbeiten das Forschungs- und Entwicklungsergebnis zu veröffent- 
lichen oder auf andere geeignete Weise den fachlich interessier- 
ten Stellen, d. h. auch kleinen und mittleren Unternehmen, zu- 
gänglich zu machen (§ 16 Abs. 2 BKFT, Nummer 10.4 BewGr). 

Der jährlich herausgegebene Förderungskatalog des BMFT er- 
möglicht es der Öffentlichkeit festzustellen, welche Vorhaben 
gefördert werden und welche Stelle sie durchführt. Bei diesen 
Stellen können die Informationen über die FE-Ergebnisse einge- 
holt werden. 

Darüber hinaus werden zusätzlich erzielte FE-Ergebnisse in viel- 
fältiger Weise bekanntgegeben, für die ich folgende Beispiele 
nenne: 

Der BMFT veröffentlicht ausgewählte Berichte in seiner Reihe 
Forschungsberichte auf den Gebieten Kernforschung, Luft- und 
Raumfahrt, Technologische Forschung und Entwicklung, Daten- 
verarbeitung und Meeresforschung. Die Projektträger des BMFT 
veröffentlichen auf bestimmten Gebieten ebenfalls Forschungs- 
berichte. In einigen Fällen werden Statusseminare abgehalten 
und die dort präsentierten Ergebnisse veröffentlicht. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß es sich bei den im BMFT- 
Förderungskatalog 1975 aufgeführten 3839 Einzelvorhaben um 
sämtliche 1975 laufenden Vorhaben handelt, die sich oft über 
mehrere Jahre erstrecken. Von diesen wurden 1497 Vorhaben 
im Jahre 1975 abgeschlossen. 


Bonn, den 13. Dezember 1976 




